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1. Antragstext

C.3.3.4 (neu) Pflegekonzept

- Erläuterung des Handlungsziels: Der Regierungsrat soll in einem Pflegekonzept aufzei-
gen, welche Auswirkungen in Bezug auf die Veränderung bzw. Verkürzung der Aufent-
haltsdauer in Spitälern zu erwarten sind und mit welchen Massnahmen ein Pflegenot-
stand verhindert werden kann. Es soll auch aufgezeigt werden, welche Kosten entstehen
und wer diese zu tragen hat.

2. Begründung

Durch die Einführung der Fallkostenpauschale DRG entsteht ein Druck, Patienten nach einem
Spitalaufenthalt so früh als möglich zu entlassen. Dadurch entsteht ein Bedarf an Zwischenpfle-
ge. Diese Aufgabe kann nicht über bestehende Pflegeorganisationen (Spitex, u.a.m.) gelöst
werden. Es darf unter keinen Umständen eine Abwälzung der Kosten dieses neuen Aufgaben-
bereichs auf die Gemeinden erfolgen.

3. Stellungnahme des Regierungsrates

Die Einführung von Fallpauschalen gemäss SwissDRG per 1. Januar 2012 verstärkt schon heute
den Druck auf die Spitäler, die durchschnittliche Aufenthaltsdauer zu senken. Das revidierte
KVG sieht neu die sogenannte „Akut- und Übergangspflege“ vor, die einen zeitlich befristeten
Pflegebedarf von maximal 14 Tagen im Anschluss an einen Spitalaufenthalt abdeckt. KVG Art.
25a, Abs. 2 lautet: „Die Leistungen der Akut- und Übergangspflege, welche sich im Anschluss an
einen Spitalaufenthalt als notwendig erweisen und die im Spital ärztlich angeordnet werden,
werden von der obligatorischen Krankenpflegeversicherung und vom Wohnkanton des Versi-
cherten während längstens zwei Wochen nach den Regeln der Spitalfinanzierung (Art. 49a Ab-
geltung der stationären Leistungen) vergütet.“ Da die Übergangsbestimmungen bezüglich der
Akut- und Übergangspflege nicht anwendbar sind, muss der Kostenanteil des Kantons von An-
fang an mindestens 55% betragen.

Obwohl gemäss KVG die Kostenübernahme nach den Regeln der Abgeltung der stationären Lei-
stungen zu erfolgen hat, wird die Übernahme der Kosten für Leistungen der Akut- und Über-
gangspflege in der Krankenpflege-Leistungsverordnung (KLV) unter dem Abschnittstitel „Kran-
kenpflege ambulant oder im Pflegeheim“ geregelt und im Kommentar wird ausgeführt, dass es
sich einzig um die Vergütung von ambulanten Leistungen handelt, „in deren Zusammenhang
die Kosten der Hotellerie nicht zu Lasten der Krankenversicherung gehen.“ Im September hat
der Bundesrat in einem Schreiben an die Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesund-
heitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) seinen Beschluss vom 24. Juni 2009 bekräftigt, wonach
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die neue Pflegefinanzierung definitiv ab 1. Juli 2010 gilt. Angesichts der vielen offenen Fragen
hatten die Kantone eine spätere Inkraftsetzung verlangt.

Die Vorbereitungsarbeiten für die Einführung der Akut- und Übergangspflege laufen auf ver-
schiedenen Ebenen. Dabei hat eine Arbeitsgruppe mit Vertretern und Vertreterinnen der Solo-
thurner Spitäler AG (soH) sowie der Spitexvereine Olten und Solothurn zusammen mit einem ex-
ternen Berater im Rahmen eines Pilotprojektes mögliche Zusammenarbeitsformen zwischen der
soH und der Spitex ausgearbeitet. Da es sich um eine von Spitalärzten angeordnete Leistung
handelt, soll der soH ein Leistungsauftrag für die Akut- und Übergangspflege erteilt werden. Sie
hätte dabei eng mit den Spitex-Organisationen zusammenzuarbeiten, während die Akut- und
Übergangspflege grundsätzlich nicht direkt in den Pflegeheimen angeboten werden soll.

Diese Lösung deckt sich nicht vollumfänglich mit den vom Vorstand der GDK am 22. Oktober
2009 verabschiedeten Empfehlungen zur Umsetzung der Neuordnung der Pflegefinanzierung
(www.gdk-cds.ch/290.0.html), soll aber trotzdem gewählt werden, weil im Kanton Solothurn die
Aufgabenzuteilung Kanton-Gemeinden (keine Verbundaufgaben, sondern konsequente Zuwei-
sung einer Aufgabe an Kanton oder Gemeinde) und das Finanzierungssystem erheblich von
denjenigen anderer Kantone abweichen.

Noch bestehen offene Fragen, auch rechtlicher Natur. Als Ausfluss der erwähnten Versorgungs-
strategie sollen den Gemeinden im Zusammenhang mit der Akut- und Übergangspflege keine
direkten Kosten erwachsen. In Einzelfällen ist hingegen nicht auszuschliessen, dass mit Ergän-
zungsleistungen oder Sozialhilfe bei den Kosten der Hotellerie Deckungslücken geschlossen
werden müssen.

4. Antrag des Regierungsrates

Erheblicherklärung mit folgendem Wortlaut:

Der Regierungsrat wird beauftragt, bei der Umsetzung der Akut- und Übergangspflege gemäss
KVG folgende Strategie zu verfolgen:

– Sicherstellung der Pflegequalität

– Leistungsauftrag „Akut- und Übergangspflege“ an Solothurner Spitäler AG (soH)

– enge Zusammenarbeit zwischen soH und Spitex.

Andreas Eng
Staatsschreiber

Vorberatende Kommission

Sozial- und Gesundheitskommission
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Verteiler

Departement des Innern, Gesundheitsamt
Amt für soziale Sicherheit
Solothurner Spitäler AG (soH)
Aktuarin SOGEKO
Parlamentsdienste
Traktandenliste Kantonsrat


